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Deutſchland. 

Berlin, 30. Januar. Der nunmehr zwiſchen der preu⸗ 
ßiſchen Regierung und dem Fürſten von Thurn und Taxis abge- 
ſchloſſene Vertrag ſcheint unter dem Einfluß der allgemeinen poli- 
tiſchen Verbältniſſe ein für Preußen günſtiger geworden zu ſein, 
obwobl er auch den Fürſtlich Thurn und Taxie'ſchen Rechten volle 
Befriedigung gewähren ſoll. Die Entſchädigungeſumme iſt bedeu- 
tend niedriger als das Gerücht ſie früber bezeichnet batte auf 3 
Millionen Thaler feſtgeſetzt und zwar als Pauſchquantum; dleſes 
Aequivalent ſcheint niedrig bemeſſen, inſofern Preußen dafür das 
geſammte auf 19 Staaten ausgedehnte Thurn- und Taxis'ſche 
Poſtrecht im ganzen Umfang mit allem beweglichem und unbeweg⸗ 
lichem Eigenthum, mit Allem wie es ſteht und liegt erwirbt; man 
muß aber dagegen auch in Erwägung ziehen, daß Preußen wie in 
alle Rechte ſo auch in alle Verpflichtungen des Fürſten von Thurn 
und Taxie, namentlich den Gehalts- und Penſions anſprüchen der 
Beamten gegenüber, eintritt und daß nach den jetzt geltenden poli- 
tiſchen und volkswirthſchaftlichen Grundſätzen das Poſtregal nicht 
mehr in gleichem Grade wie früher, namentlich Seitens der Thurn 
und Taxis'ſchen Poſtverwaltung als Finanzquelle, ſondern mehr als 
gemeinnützige Staatseinrichtung betrachtet wird. Man muß ferner 
berückſichtigen, daß unter den jetzigen politiſchen Verhältniſſen ohne 
die Zuſtimmung Preußens dem Fürſten von Thurn und Taxis 
die Ausübung des Poſtrechts in der bisherigen Weiſe keinenfalls 
möglich ſein würde, daß alſo unter allen Umſtänden eine Verein- 
barung mit Preußen geboten war. 

Die General-Poſt⸗Direktion in Frankfurt a. M. wird aufge⸗ 
hoben und die Beamten derſelben werden penſtonirt; jedoch hat 
Preußen außer der Verpflichtung der Penſions zahlung auch deren 
Wlederanſtellung im preußiſchen Poſtdienſt mit Berückſichtigung ibrer 
bisherigen Stellung und Dienftverhäftnifje zugeſagt, ſowelt ſich die 
Möglichkeit dazu darbietet. Ueberhaupt werden alle bisher Fürſtl. 
Thurn u. Taxte'ſchen Poſtbeamten mit ihren Dienſtbezügen und er- 
worbenen Anſprüchen von Preußen übernommen. Der Fürſt von 
Thurn und. Taxis hat für ſich und fein Haus auf alle Anſprüche 
irgend einer Art verzichtet und die Aushändigung aller Konſenſe 
der berechtigten Familienmitglieder zum Vertrag zu bewirken ver- 
ſprochen, während von der preußiſchen Regierung die Hei 
der Zuſtimmung aller betheiligten Regierungen übernommen iſt. 
Die Uebernahme der Poſt Seitens der preußiſchen Reglerung ſoll 
am 1. Juli c. erfolgen. Für die Fürſtlich Thurn und Taxie'ſche 
Bamilte ift nach denſelben Grundſätzen Portofreiheit garantirt, nach 
welchen fie das Königliche Haus in Preußen genießt. Damit hätte 
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und Monopol der Feudalherren ausbeutete, wird aus der Gegen- 
wart geſtrichen. 

— Soviel bis jetzt beſtimmt, iſt der Monat März für eine 
Reiſe des Königs nach den einverleibten Landestheilen in Ausſicht 
genommen, woſelbſt die Anweſenheit des Monarchen opulent gefeiert 
werden ſoll. In der Begleitung des Königs werden ſich die Prin- 
zen und der Graf Bismarck befinden. 

— Wie glaubwürdig verſichert wird, hat Preußen Separat-⸗ 
Verhandlungen mit einzelnen ſüddeutſchen Staaten mit Hinweiſung 
auf den Artikel 4 des Prager Friedens vorläufig abgelehnt und 
die Nothwendigkeit vorgängiger Einigung derſelben unter einander 
hervorgehoben. 

— Die Bezeichnung des Herrn v. Roſenberg als prrußiſchen 
Geſandten in Stuttgart und des Herrn von Werthern für 
München gilt für ſicher. Herr v. Eichmann ſoll Ausfihten für 
Dresden haben. Prinz Reuß wird bekanntlich nach Petersburg 
gehen. 

Berlin, 29. Januar. Bekanntlich werden jetzt von demo⸗ 
kratiſcher Seite Geldſammlungen veranſtaltet, um finnesgenofjen- 
ſchaftlichen Mandatsbewerbern für ihre Theilnahme am norddeut⸗ 
ſchen Reichstage Diäten zu ſichern. Ueber dieſen „Diätenfonds“ 
bringt der „Magdeburger Correſpondent“ folgende ſehr richtige Be⸗ 
merkungen: Die Fortſchrittspartet iſt wieder mit der Sammlung 
eines Dispofitionsfonds beſchäftigt. Erfahrungs mäßig wird von 
dieſer Partei jede irgend lebhaftere politiſche Bewegung dazu be- 
nutzt, durch eine Vollsbeſteuerung Geldmittel für ihre Zwecke auf- 
zubringen. Man wirft in finniger Abwechſelung irgend eine zeit. 
gemäße“ Loſung aus, die gerade paſſend ſcheint, um als Reizmittel 
für die Spendewilligkeit und als Angelhaken für möglichſt reiche 
Gaben zu dienen. So wurden bekanntlich im Jahre 1859 die 
Sammlungen für die „Einigung Deutſchland“ ins Werk geſetzt. Es 
folgten dann die „Flotten, Sammlungen“, deren Ertrag nur zum 
Theil feiner eigentlichen Beſtimmung zugeführt worden iſt. Später 
der „Fonds zur Befreiung Schleswig-Holſteins“, welcher für Auguſten ; 
burg gegen Preußen ſeine Verwendung fand. Darauf in Preußen 
der „Nationalfonds“ zur Unterſtüßung gemaßregelter Beamten und 
Anderer, die ſich durch politiſche Wühlerelen zu Schaden gebracht. 
Gemeinſam iſt der Geſchichte aller dieſer Fonds das Mißgeſchick, 
daß vielen Betheiligten die nachträgliche Rechnungslegung nicht zu- 
ſagen wollte. Sie erſchien entweder höchſt ſummariſch mit 
einer ſehr apodiktiſchen, jeden Einſpruch vorweg abfertigenden Selbſt⸗ 
decharge, oder ſie ſtimmte nicht und blieb auch taub gegen alle 
Aufklärungs⸗Wünſche. Die Unternehmer ließen ſich eben nicht be⸗ 
irren: hatten fie doch ihren Hauptzweck erreicht, zu der Förderung 
der Partei-Interefjen Betriebsmittel zu gewinnen. Inzwiſchen find 
die Kaſſen wieder leer geworden und da trifft es ſich zur gelege- 
nen Zeit, daß die Wahlagitation zum norddeutſchen Reichstage die 
Aufſtellung einer neuen Sammlungsparole verſtattet. Erfindungs⸗ 
reiche Herzen verfallen auf den „Diätenfonds“, und flugs wird An- 
ſtalt gemacht, die ſinnesverwandte Wählerſchaft zu einer Partei- 


denn glücklich wieder die deutſche Einheit einen nicht unweſentlichen“ 
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ſteuer heranzuziehen. Wo feht es den Unternehmern wohl an Mate- 
rial, ihre Forderung mit den beſten Zugmitteln auszuſtatten? „Die 
Dlätenverſagung iſt eine re Beeinträchtigung des Wahlrechts! 
Den Talenten wird der Eintritt in das Parlament verſperrt!“ und 
wie alle die ſchönen Uebetzeugungsgründe lauten. Die Hauptſache 
bleibt eben das Geldgebe mit die Agitationskaſſen wieder ge- 
füllt werden. 51 5 

— Der von dem A 
entwurf lautet, wie folg 


agen geſtern eingebrachte Geſetz⸗ 
1. Vom 1. Juli 1867 ab darf 
in den Stadtgemeinden d ovinzen Preußen, Poſen, Sachſen, 
Schleſien, Weſtphalen und der Rheinprovinz bei Erwerb und für 
die Ausübung des Bürgerrechtes ein Bürgerrechtsgeld nicht mehr 
erhoben, auch kein Rückſtand einer ſolchen Abgabe mehr eingefor- 
dert werden. §. 2. Mit dem im §. 1 feſtgeſetzten Zeitpunkte 
treten die auf die Erhebung des Bürgerrechtsgeldes bezüglichen Be⸗ 
ſtimmungen des Geſetzes vom 14. Mat 1860 (Geſetz-Sammlung 
1860, Seite 237), e auf Grund desſelben in den ein- 


zelnen Stadtgemeinden darüber getroffenen Anordnungen außer 
Kraft. FR: 

— Der Andrang zu den Leihäntern und Pfandleihen hat, 
wie die „Reform“ meldet, fetzt einen Höhepunkt erreicht, wie man 
fi deſſen hier nicht zu erinnern weiß. Bei einzelnen Pfandlelbern 
ſollen die Mittel bereits nicht mehr ausreichen, um ihren Geſchäfts⸗ 
betrieb in gewohnter Weiſe fortzufetzen. 

Berlin, 30. Januar. (Abgeordneten haus.) 61. Sitzung. 
(Schluß.) Handelsminiſter Graf Itz enplig: Der Vorredner hat die 
Nothwendigkeit der Vorſchläge anerkannt, die die Regierung gemacht hat. 
Es wird aber verlangt, daß bei dieſer Gelegenheit eine Verfaſſungsfrage 
zum Austrag gebracht werde. Daß die Frage eine beſtrittene iſt, werden 
Sie nicht in Abrede ſtellen können. Sie deduciren aus dem Geiſt und der 
Tendenz der Verfaſſung; a dem Buchſtaben derſelben fteht das Recht 
nicht. Haben wir denn den Verkauf der weſtphäliſchen Bahn nicht vorge⸗ 
legt? Halten Sie ſich alſo 5 Thatſache und geben Sie das Mißtrauen 


auf. Es iſt dies nicht die richtige Gelegenheit, um dieſen Streit zum Aus⸗ 
au zu bringen, und das Verfrauen, welches Sie von der Regierung in 
Anſpruch nehmen, kann ſie von Ihnen beanſpruchen. Man hat ſo 
viel von Köln⸗Minden geſprochen, wir haben Köln⸗Minden weder verkauft 
noch verkaufen wollen und haben nur auf ein Recht verzichtet; wollen Sie 
das ſo weit treiben, daß wir ohne Ihre Erlaubniß Eiſenbahnen verpachten, 
dann dürfen wir keine Dom r verpachten, dürfen keine Servituten 
n, dann legen Sie die Regierung 
nicht, regieken kann das Abgeord⸗ 
genheit zur Erneuerung eines Kon⸗ 
3 Amendement v. Vincke muß 
g nicht acceptiren. Ich bitte Sie 
5 ben Sie Vertrauen zur 
Regierun, ze (Bravo. g. 
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des Landtags herbeizuholen. In gleichem 
enbahnen, der Abg. Dr. Virchow bat dies 


Bas v. Binde (Hagen): Ich glaube, wir handeln im Intereſſe der 


iſt ganz derſelbe wie der von geſtern, aber wie der Herr Handelsminiſter 
eue das . kai 117 5 was er geſtern anerkannt hat, geht mir 


Abg. Wagener gegen den Kommiſſions⸗ Antrag. Es wäre doch 
wohl bedauerlich, wenn in der elften Stunde der Seſſion das Einvernehmen 
wieder geftört werden ſollte, wenn wir, nachdem wir mit der Indemnität 
in die Seſſion hineingegangen find, mit dem Verfaſſungs Konflikt wieder 
herausgingen. — Abg. v. Ho verbeck ſpricht für die Kommiſſion. — 
Handels miniſter: Die Regierung hat keineswegs gejagt, daß ſie ſolche 
Verkäufe ꝛc. nicht vorlegen wo le, ſondern nur, daß das vorliegende Geſetz 


nicht geeignet ſei, um eine Ausdehnung der Verfaſſung darin feſtzuſtellen. 


Wer jetzt den Konflikt angefangen hat, das iſt nicht die Regierung; die Re⸗ 
gierung hat nicht geſagt, ſie wolle die Eiſenbahnen verkaufen, ſie hat nicht 
gefagt, daß die Vorlegung der Eiſenbahn-Verkäufe nicht nothwendig ſei; fie 
bat nicht ein Geſetz vorgelegt, durch das fie die Verfaſſung nach ihrer An⸗ 
ſicht interpretiren will, ſondern ſie hat ſich ſtreng an die Sache gehalten; 
thun Sie daſſelbe, meine Herren. enn man ſich mit voller Hingebung 
der Aufgabe widmet, die Intereſſen und den Wohlſtand des Landes zu för⸗ 
dern und es werden einem dabei durch theoretiſche Interpretationen die 
Mittel * verſagt, daun, meine Herren, muß einem doch wirklich der 
Muth ſinken. (Beifall rechts.) — Ein Antrag auf Schluß wird abgelehnt. 
Abg. Scharn weber 1 den Kommiſſions⸗ Antrag, indem er aus⸗ 
führt, daß der Art. 99 der Verfaſſung für die vorliegende Frage nicht ent- 
ſcheidend wäre. — Abg. Dr. Virchow: Gegen die Anſicht der Staats- 
Regierung ſprechen nich nur allgemein konventionelle Gründe, ſondern 
auch geſetzliche Beſtimmungen aus den Jahren 1820 und 1824. Das 
Herrenhaus hat dieſe Geſetze gleichfalls anerkannt; wir verlangen daher 
nichts Neues, ſondern nur etwas Geſetzliches. Wir verlangen nur die An. 
erkennung unſeres Rechts. (Der Kriegs⸗Miniſter v. Roon iſt eingetreten.) 


N Zeitung. 


ierſtag, den 31. Januar. 


Preis in Stettin vierteljährlich 1 Thlr., 
monatlich 10 Sgr., 
mit Botenlohn viertel. 1 Thlr. 7% Sgi 
monatlich 12%, Sgr.; 
für Preußen viertel. 1 Thlr. 5 Sgr. 


———— — 
1867. 
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Abg. Graf Schwerin (für den Kommiſſionsantrag): Ich hätte nach 
den Ausführungen meines Freundes Binde auf das Wort verzichten konnen, 
wenn ich nicht einen beſonderen Grund hätte, meine Stimme noch für den 
Kommiſſionsantrag zu erheben, meine Stimme, von der die Regierung doch 
wohl überzeugt ſein kann, daß ſie die Eintracht mit der Staatsregierung 
zu fördern beſtrebt iſt, ſo weit es mit dem Rechte des Landes in Einklang 
zu bringen iſt. Ich muß es bitter beklagen, daß die Regierung eine ſo 
entſchieden negirende Stellung zur vorliegenden Frage einnimmt. Das 
Beſtreben nach einer Ausdehnung der Verfaſſung, 
miniſter in dem Antrage finden will, iſt keineswegs vorhanden. Es handelt 
ſich nicht darum, ein allgemeines Prinzip bei Gelegenheit eines Spezialgeſetzes 
zum Austrage zu bringen. Ich babe mich gefreut, daß geſtern eine Ueber⸗ 
einſtimmung der Regierung mit den Anfichten des Haufes herbeigeführt 
worden ift. Heute verlangt das Haus auch nichts Anderes, als was ſich 
in den Grenzen des vorliegenden Geſetzes bewegt. Der Herr Handels⸗ 
Die her hat deshalb durchaus keine Veranlaſſung, den Muth zu verlieren. 
Die Frage ift ganz einfach: die Regierung fordert Geld zu beſtimmten 
Ausgaben für Eiſenbahnen; das Haus will Geld bewilligen unter der 
beſtuder ic z daß dieſe Eiſenbabnen nicht veräußert werden dürfen, und 
befindet dabei im vollen Rechte. Warum bemüht ſich die Regierung, 
mit einem neuen Konflikte zu drohen? Iſt das nicht gerade der Weg des 


Kompromiſſes, den wir einſchlagen, daß wir bei dem ſpeziellen Falle uns 


einigen wollen? Wir wollen auch ein Miniſterverantwortlichkeitsgeſetz, da⸗ 
mit wir die Miniſter zur Verantwortun 
gierung ſoll eben nicht die Verfaſſung nach ihren Wünſchen interpretiren, und 
wenn fie. gegen das Geſetz verjtößt, ſoll fie bie finanzielle und prinzipielle 
Verantwortung tragen. (Juſtimmung links.) Wir wollen eben nicht wie ⸗ 
der auf den Weg der Interpretationen gehen, damit nicht wieder ſo uner⸗ 
quickliche Streitigkeiten hervorgerufen werden, wie mit der Koln⸗Mindener 
Eiſenbahn. Wir wollen das Geſetz, damit die Miniſter in Zukunft nicht in 
die Verlegenheit kommen, das Geſetz ſalſch interpretiren zu können; und 
wenn fie gegen ein Gefe fehlen, ſollen fie mit ihrem Kopfe einſtehen. 
(Lebhafte au immung links.) Ich bitte die Herren Miniſter dringend, 
machen Sie keine Prinzipienfrage daraus; das Haus iſt es nicht, das den 
Konflikt hervorruft. — Der Paſſus im Amendement in Betreff der Ver⸗ 
pachtungen könnte allerdings Bedenken hervorrufen, da man gegen jeden 
Mißbrauch des Geſetzes nicht ein beſonderes Geſetz machen kann. Da aber 
die Regierung mit einer ſolchen Schroffheit auftritt, beraubt ſie mich der 
Möglichkeit, ein ſolches Amendement einzubringen. Nach alledem bitte ich 
Sie, das Amendement anzunehmen. Wie der Herr Handelsminiſter dazu 
kommt, deshalb den Muth ſinken zu laſſen, um für das Wohl des Landes 
zu ſorgen, was er bis jetzt, wie ich gern anerkenne, mit aufrichtigem Her⸗ 
zen und mit gutem Erfolge gethan hat, ſehe ich nicht ein. (Lebhafter Bei⸗ 
fall Tinte.) — Am Schluſſe der General-Diskuſſion weiſt der Ref Abg. 
Michaelis noch ausdrücklich darauf hin, daß das Haus beute daſſelbe thun 
ſolle was es geſtern gethan habe, nicht mehr und nicht weniger. 

Es ſoll nunmehr in die Spezial⸗Diskuſſion eingetreten werden. Zu⸗ 
vor kommt aber ein vom Grafen Renard eingebrachter Abänderungs⸗ 
Antrag zu 8 6 zur Verlefung, der zwiſchen der Regierung und der durch 
die Theilnahme der Altliberalen verſtärkten Oppoſition vermitteln ſoll 
offenbar das raſch erzeugte Prodult per, dere a 
ger Lebhaftigkeit zwiſchen den Bänken der Rechten * 
betrieben worden find. Der Kriegsminifter, der zwiſchen fe 
dem Frhrn. v. d. Heydt und dem Grafen Itzenplitz Platz genommen, 
wiederholt zur Theilnahme an dieſem ge Verkehr gemöthigt. 
Antrag des Grafen Renard lautet: „Jede erfügung der & e 
über die Verbindungsbahnen zu Berliu und Breslau, die Eiſenbahn von 
Dittersbach und Altwaſſer und die von Saarbrücken nach Saargemund 
durch Veräußerung bedarf der Zuſtimmung der Landesvertretung.“ (Heiter ⸗ 
keit und Unruhe rechts.) — Bei der Spezialdiskuſſion über $. 1. weiſt 
Abg. Hummel auf die Petitionen hin, betreffend den Bau einer direkten 
Bahn von Wangerin nach Dirſchau. Der Handelsminiſter erwiedert, daß 
er dieſe Bahn durchaus für wünſchenswerth halte, wie auch den Ban der 
Linie Dirſchau⸗Schneidemühl, daß aber die Ausführung von den Bewilli- 
gungen des Hauſes abhänge. Die erftere Bahnſtrecke wollte eine engliſche 

eſellſchaft bauen, drei Jahre verhandelte man mit ihr, endlich war Alles 
fertig, das Privilegium ausgearbeitet, da im letzten Moment, als die Ge⸗ 
ſellſchaft Zug um Zug zur Ausführung ſchreiten ſollte, zog ſie ſich zurück. 
— . 1 der unveränddrt gebliebenen Regierungs⸗Vorlage wird (eventuell) 
einſtimmig angenommen. — Bei $. 2 erflart ſich der Finanzminiſter gegen 
das Laskerſche Amendement, weil er die Finanzverwaltung vor der Moͤg⸗ 
lichkeit ſchützen will, daß ſie gleichzeitig Ueberſchüſſe aus den Staats⸗Ein⸗ 
nahmen zur Tilgung der Staatsſchulden abführe und Anleihen für den 
Bau von Eiſenbahnen verausgabe. Abg. Tweſten: Gerade umgekebrt 
ſolle das Amendement dieſer Möglichkeit vorbeugen und es unmöglich 
machen, daß gleichzeitig Ueberſchüſſe aus disponiblen Fonds und Anleihen 
verwendet würden. Es ſei bei dem nahen Schluſſe der Sejfton hohe Zeit, 
daß der Finanzminiſter ſein nach dem Kriege gegebenes Verſprechen erfülle 
und ein Bild der N des Staates und eine Ueberſicht der gegen⸗ 
wärtigen Beſtände gebe. Das Haus habe bereits 60 Millionen bewilligt, 
ſoll heut 24 Millionen und nächſtens noch weitere 3 Millionen Thaler zum 
Ankaufe des Thurn und Taxisſchen Poſtrechts bewilligen, in Summa 87 
Millionen! Da wäre die verſprochene Auskunft doch unerläßlich. Der 
Finanzminiſter führt aus, daß ſeine frühere Aeußerung mißverſtanden ſei, 
und fügt hinzu: die letzte Erinnerung treffe ihn nicht, da die Militär-Ver⸗ 
waltung die Koften des Krieges noch nicht überſehen könne und ihn daher 
noch nicht in den Stand geſetzt habe, ſeine Zuſage zu erfüllen. Nach eini⸗ 
gen Bemerkungen des Referenten äußert der Finanzminiſter den Wunſch, 
daß der Präſident über die beiden Abſchnittie des 8. 2 (deſſen zweiter von 
den Kommiſſionen herrührt) getrennt abſimmen laſſen möge, 
dent glaubt dem Wunſche des Herrn Miniſters zu genügen, wenn er zuerſt 
über das Amendement Lasker zur Regierungsvorlage und dann über 8. 2 
in der Faſſung der Kommiſſionen abſtimmen laſſe und das Haus geneh⸗ 
migt dieſe letztere Reihefolge der Abſtimmungen. So wird denn zuerſt das 
Amendement Lasker und dann der §. 2 mit feinen beiden Abſchnitten und 
zwar mit großer Majorität angenommen. Mit derſelben ſtimmen auch ein⸗ 
zelne Mitglieder der Rechten, wie Wagener, v. Blanckenburg, v. Lingentbal. 

Darauf werden die SS. 3—5 ohne Widerſpruch genhmigt und endlich 
8. 6, das heißt das Amendement Binde, welches von dem Referenten adop⸗ 
tirt iſt und fortan als §. 6 des Kommiſſions⸗Entwurfes gilt, zur Diskuſſion 
geſtellt. Es liegt zu demſelben nur der Antrag des Grafen Renard vor, 
mit dem ſich der Handelsminiſter einverſtanden erklärt, als einem analogen 
des geſtrigen Vinckeſchen Antrages; heut konne die Regierung ebenfalls ſehr 
wohl im beſtimmten Falle für 3 Bahnen eine bindende Zuſage machen. — 
Unter dem Beifall des Hauſes erklart darauf der Graf Schwerin, daß, 
ſo dankbar er für das bewieſene Entgegenkommen und die Neigung zu einem 
Kompromiß Seitens des Herrn Miniſters ſei, er den Kompromiß ſelbſt mit 
Bedauern als ungenügend ablehnen müſſe und gegen einen Antrag ſtimmen 
werde, der eben dadurch, daß er drei Bahnen nennt, e contario zu dem 
Schluß benutzt werden könne, daß die Staatsregierung die nicht ausdrück⸗ 
lich genannten Bahnen zu veräußern ſich befugt erachten dürfte. — Graf 
Renard: Das Recht des Hauſes iſt durch meinen Antrag genügend ge“ 
wahrt und zugleich der Bau der Bahnen geſichert. Wir können bei der 
Bewilligung für neue Bahnen Bedingungen fiellen, aber nicht in Betreff 
der älteren Staatsbahnen. Ueber den Geſchmack läßt ſich nicht ſtreiten. 
Ich als praktiſcher Mann ſage Ihnen (zur Linken): Sie haben einen lchluch 
= Ne er ſtimmen Sie zu feiner Verfeinerung für mein Amendemen 
(Heiterkeit). 


D 


Das Amendement v. Binde wird darauf in namentlicher Abftimmung 


das der Herr Handels- 


ziehen können. (Beifall.) Die Re- ; 


Der Pläſti⸗ 


wu 


x 


or 
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mit 175 gegen 114 Stimmen angenommen. (Fur daſſelbe ſtimmen alle 
liberalen Fraktionen, die Katholiken und Polen; dagegen die konſervative 
Partei mit Einſchluß der Fraktion Bethuſy⸗Huc.) Nachdem auch 8. 7 an⸗ 
genommen, verlaſſen die drei Miniſter den Saal und erfolgt die Genehmi⸗ 
gung des ganzen Geſetzes gegen die Stimmen der Konſervativen. Die 
Ueberſchrift deſſelben wird mit Rückſicht auf die Annahme des Amendement 
Binde entſprechend abgeändert. (Die geſperrten Worte „Gefegentwurf, be⸗ 
treffend die Vermehrung des Betriebsmaterials ꝛc., ſo wie die Verfügung 
über Staatsbahnen“ entſprechen dem aufgegebenen $. 6 des Kommiſſions⸗ 


entwurfs.) 
Freitag präciſe 10¼½ Uhr. Der 


Schluß 3½ Uhr. Nächſte Sitzun 
Präſident bedauert, daß er mit dem Beginn der Sitzung in Folge des 


ſpäten Kommens vieler Mitglieder habe warten müſſen, und wird in Zu⸗ 
kunft keine Rückſicht mehr auf die Abweſenden und Verſpäteten nehmen. 
(Tagesordnung: Fortſetzung der heutigen, drei Interpellationen (des Abg. 
v. Hennig, betr. die Anwendung gedruckter Stimmzettel bei den bevorſtehen⸗ 
den Wahlen, des Abg. Virchow, betr. die Benutzung der Turnplätze in den 
Schulen, und ein dritte, betr. die Viehſeuche), Bericht über den Geſetzent⸗ 
wurf, betr. die Aufhebung des Salzmonopols. — (Am 31. werden die 
Kommiſſionen die Vorlagen, betr. den Ankauf des Thurn und Taxisſchen 
Poſtrechts und die pommerſchen Lehne mit den Aenderungen des Herren- 
hauſes diskutiren.) 

Bockenheim, 29. Januar. Wie man ſich erinnern wird, 
wurde die am 9. d. Mts. auf dem in der Nähe belegenen ſogen. 
Heiligenftod anberaumte Kontrolverſammlung dadurch vereitelt, daß 
die Mehrzahl der erſchienenen Kontrolpflichtigen den Fahneneid ver- 
weigerte. Bei der in Folge deſſen geſtern von Neuem dort abge⸗ 
haltenen Kontrolverſammlung wurde nach Verleſung der Kriegs- 
artikel der von hier angetretenen Mannſchaft — über 180 Mann — 
eine Ordre, wie das „Fr. Journ.“ vernimmt, von Berlin bekannt 
gegeben und danach die Truppe, mit nur wenigen Ausnahmen, zu 
achtwöchigem Dienſt bei den bezüglichen Regimentern unter Be⸗ 
deckung ſofort abgeführt. 70 Mann davon wurden noch an dem⸗ 
ſelben Tage bei dem in Hanau garniſonirenden 82. Regiment ein⸗ 
geſtellt. Die Maßregel beweiſt, daß die Behörden, bei aller ſonſt 
gegen die Einſtellungspflichtigen geübten Milde, doch nicht gewillt 
find, an den unabweisbaren Forderungen einer guten Manns⸗ 
zucht, als der Grundlage jeder militäriſchen Einrichtung, etwas 
nachzulaſſen. N 

Lübeck, 29. Januar. Die Bürgerſchaft genehmigte in 
ihrer heutigen Sitzung die Vorlage des Senates, betreffend die 
beiden reſp. zwiſchen den Hanſeſtädten und Preußen abgeſchloſſenen 
Verträge über das hieſige Ober⸗Appellatlonsgericht, ſowie die revi⸗ 
dirte Kaufmanns⸗Ordnung mit der Zuſaßbeſtimmung, daß denjeni- 
gen Mitgliedern der Kaufmannſchaft, welche 4 Wochen nach Etlaß 
dieſer Zuſatzbeſtimmung austreten, eine Entſchädigung von 150 Mk. 
zugebilligt werde. Ferner bewilligte die Bürgerſchaft dem Abgeord⸗ 
neten zum norddeutſchen Parlament ein Tagegeld von 4 Thlr., ſo 
wie eine Vergütung der Reiſekoſten mit 1 Mk. pr. Meile. End⸗ 
lich beſchloß die Bürgerſchaft mit AO gegen 33 Stimmen, den 
Senat zu erſuchen, daß derſelbe baldthunlichſt den Entwurf einer 
Hypotheken⸗Ordnung dahin bewekſtellige, daß ſtatt des bisherigen 
Konſensprinzips transportable Hypothekenſcheine eingeführt würden. 

Braunſchweig, 29. Januar. Das Offizier⸗Korps des 
in Goslar in Garniſon liegenden preußiſchen Jäger- Bataillons 
machte Sr. H. dem Herzoge ſeine Aufwartung und wurde darauf 
zur Herzoglichen Tafel befohlen. 
Dresden, 28. Januar. (W. -Z.) Während noch das 


Manifeſt eines Hohenlohe Rumor in der Prefje macht, dürfte viel⸗ 


leicht auch das eines Hohenthal, welches zwar nicht vom Minifter- 
tiſche, aber doch aus dem Munde eines Hochtory und Mitgliedes 
der erſten ſächſiſchen Kammer kommt, und die Meinung der Stände 
ausſpricht, einiges Aufſehen erregen. Der Graf Hohenthal hat in 
der heutigen Sitzung der erſten Kammer unter dem lebhafteſten 
Beifall derſelben (des der noch reaktionäreren Majorttät der zweiten 
Kammer kann er gewiß ſein) mit Verwerfung der von der Negie- 
rung mit Preußen zu vereinbarenden Bundesakte durch die Stände 
gedroht, falls dieſelbe die Selbſtſtändigkeit des Landes beeinträchtige 
Die Stände würden ein Bundesverhältniß nicht genehmigen, wel- 
ches die ſtaatliche Exiſtenz gefährde, und lieber die Preußen als 
Exekutionstruppen im Lande behalten. 


Auslaud. 

Wien, 28. Januar. Die äußere Politik iſt vor der all 
gemeinen Wahlbewegung beinahe ganz in den Hintergrund getreten. 
Kaum vermochte die Nachricht einiges Intereſſe zu erregen, daß bie 
Regierung mit dem Plane umgeht, die Nordgrenze des Reiches 
durch ein ausgedehntes Syſtem korreſpondlrender Befeſtigungen zu 
decken. Seit Olmütz und Joſephſtadt ſich als ganz unwirkſam er⸗ 
wieſen haben, iſt das Vertrauen auf Wälle und Gräben jo ziem⸗ 
lich abhanden gekommen. Mit regerer Befriedigung wurde eine 
kriegsminiſterielle Verordnung begrüßt, welche wegen der Prügel; 
ſtrafen in unſerer Armee weſentliche Aenderungen anordnet und 
die Verhängung dieſer entehrenden Züchtigung auf nur wenige, 
außerordentliche Fälle beſchränkt. 

Trieſt, 29. Januar. Die guten Nachrichten aus Miramare 
über das Befinden der Kaiſerin Charlotte beſtätigen ſich mit jedem 
Tage mehr. Die Kriſen, die ſich noch in entfernten Zwiſchenräu⸗ 
men gezeigt hatten, haben jetzt völlig aufgehört. Durch das letzte 
engliſche Packetboot, das am 30. Dezember in Southampton ange- 
kommen tft, erhielt die Katferin von ihrem Gemahl Brirfe, in wel- 
chen er ihr die wahre Lage Mexlko's und feinen Entſchluß darlegt, 
einen National-Kongreß einzuberufen. Die Kalſerin hat ihrer Um⸗ 
gebung ihre lebhafte Befriedigung darüber kundgegeben, daß der 
Kaiſer auf feinem Ehrenpoſten auszubarren entſchloſſen iſt, und ſie 
hofft, ſowie der Kongreß ſeine Entſcheldung getranfen hat, ſich zu 
ihm begeben zu können. Bis dahin wird ſie in Europa bleiben, 
ſo ſtark auch in der letzten Zelt ihr Verlangen nach elner baldigen 
Abreiſe iſt. Ueberhaupt iſt das körperliche wie das geiſtige Befin⸗ 
den der Kalſerin Charlotte jo befriedigend, wie man es nur wün- 
ſchen mag. 


Paris, 28. Januar. Der erregten Diskuſſton gegenüber, 


welche das Kaiſerliche Dekret vom 19. Januar in der Preſſe er⸗ 


fahren, ſoll der Kaiſer in einer vorgeſtern ſtattgehabten Unterredung 
mit den Miniſtern Rouher und Lavallette den liberalen Charakter 
der beabſichtigten Maßnahmen hervorgehoben und das Verlangen 
ausgeſprochen haben, daß ſie in dieſem Sinne zur Ausführung kämen. 
Was den Geſetzentwurf über das Verſammlungsrecht angeht, 
ſo iſt es nicht unwahrſcheinlich, daß es ſich nur auf die Wahlver⸗ 
ſammlungen beziehen und keine Anwendung auf andere Verſamm⸗ 
lungen finden wird. a 
In Börſenkreiſen erregte geſtern die Mittheilung des „Moni⸗ 
teur“, daß [die Regierung die vielbeſprochene Milliardanleihe nicht 


* 


beabſichtige, Aufſehen. Man glaubt eben, daß nur die Zahl falſch 
gegriffen, aber eine Anleihe gleichwohl beſchloſſene Sache jet, ob⸗ 
wohl die Regierung auf einigen Widerfiond im geſetzgebenden Kör⸗ 
per gefaßt ſein muß. 

Bei alledem verliert man die Frage der Reorganiſation in 
der Formatlon und der Bewaffnung der Armee nicht aus den Au⸗ 
gen. Der Kriegsminifter hat in Verſallles Verſuchen beigewohnt, 
die unter Kommando des Generals Bourbaki mit einem neuen Ge- 
wehr angeſtellt worden find, welches vor dem Chaſſepot-Gewehr den 
Vorzug haben ſollte, daß es ſich der jetzigen Schußwaffe anpaſſen 
würde. Gleichwohl ſollen die Verſuche zu Gunſten des Chaſſepot⸗ 
Gewehres ausgefallen ſein. Ueber die Aenderungen in der Ka- 
vallerie ift noch nichts entſchleden. Die ſchwere Kavallerie in leichte 
umzuwandeln, wie früher beabſichtigt war, dürfte nicht opportun 
erſcheinen. Man macht dagegen geltend, daß auch Preußen die 
Zahl feiner ſchweren Kavallerie-Negimenter erhöht. 

Leider ſteigt in Paris ſelbſt die Theuerung der Lebensmittel 
von Tage zu Tage und droht in der Zeit der Induftrie- Ausftel- 
lung exorbitant zu werden. Die Engländer, die durch die Vieh⸗ 
ſeuche einen bedeutenden Ausfall an ihrer gewohnten Fleiſchnahrung 
erlitten haben, plündern unſere Nordprovinzen völlig aus; ja, ſie 
kaufen ſchon die Eier auf, die unſere Hühner noch legen ſollen. 

— Aus Mexiko hat Herr Dano elnen Bericht eingeſandt, der 
von einem neuen Dekrete Maximilians ſpricht, durch welches allen 
Führern und Mitgliedern der Juariſten unter Garantie des diplo⸗ 
matiſchen Korps Geleitsbriefe angeboten werden, um frei und un⸗ 
gehindert in Kaiſerlichen Städten ſich am nationalen Votum für 
oder gegen das Kaiſerreich betheiligen zu können. Zu dem Ende 
iſt der Termin der Abſtimmung vom 1. auf den 10. Februar 
hinausgeſchoben worden. Maximilian hatte ſich entſchloſſen, wäh⸗ 
rend dieſer Zeit im mexikaniſchen Verſailles, zehn Meilen von 
= Hauptſtadt, im Schloſſe von Cuernavaca, feinen Aufenthalt zu 
nehmen. 

— Das „Mémorial Diplomatique“ widerlegt heute die Nach- 
richt der amerlkaniſchen Blätter, denen zufolge der Kaiſer Marimt- 
lian, falls der Kongreß, der am 1. Februar in Mexiko zuſammen⸗ 
tritt, ſich für die Republik erklärt, als Kandidat zur Präſidentſchaft 
auftreten wolle; wenn das Kaiſerreich vor dem Kongreſſe keine 


Gnade finde, jo jet er entſchloſſen, abzudanken. 


London, 26. Januar. Große Verlegenheit herrſcht in Rom. 
Nicht bloß im Vatikan, woſelbſt man an Verlegenheiten gewohnt 
if, ſondern auch unter dem Häuflein liberaler engliſcher Parlaments; 
Mitglieder, die nach der heiligen Stadt gepilgert waren, um aufer- 
gewöhnliche politiſche Ereigniſſe mitzuerleben, und die ſich nicht gern 
jetzt ſchon zur Rückreiſe anjchiden, theils, weil fie noch immer et⸗ 
was zu erleben hoffen, theils, weil ihnen die Berichte über unſe⸗ 
ren hiefigen Winter das Heimweh verſcheuchen. Und doch müßten 
fie bald nach Eröffnung des Parlaments zurück fein, wenn entſchei⸗ 
dende Abſtimmungen ihre Unwejenyeit erfordern ſollten. In ihrem 
Zweifel haben ſie ſich durch Einen aus ihrer Mitte an Gladſtone 
brieflich um Rath gewandt, worauf dieſer von Paris aus geant- 
wortet hat, wie folgt: So viel er von London höre, ſei es die 
Abſicht der Tories, der Reformfrage in der Königlichen Thronrede 
ar keine Erwähnung zu thun, in welchem Falle zweifelsohne ein 


Amendement zur Adreſſe beantragt, d. h. der Kampf gegen die Re- 


glerung ohne Verzug in Scene geſetzt werden und die Anweſenheilt 
eines jeden Parteimitgliedes nöthig fein würde. So Gladſtone. 
Die Folge davon iſt, daß die Herren in Rom entſchloſſen find, 
ihre Winterquartiere bis auf Weiteres von Rom nach Florenz 
vorzuſchieben, woſelbſt fie auf telegraphlſchem Wege von dem event. 
Bedürfniſſe ihrer Gegenwart in London raſcher in Kenntniß geſetzt 
werden könnten. 


Pommern. a 

Stettin, 31. Januar. Der Ausbau des Rathhauskellers 
iſt nunmehr vollſtändig beendet und macht dle innere Einrichtung 
und Ausſtattung desſelben im Allgemeinen einen wohlthuenden Ein- 
druck. Ein weſentlicher Uebelſtand für bie ſpätere Benutzung der 
Räumlichkeit als Reſtaurationslokal dürfte indeſſen der fein, daß 
der Fußboden nicht gedielt iſt, ſondern aus Ziegelfteinen beſteht und 
deshalb jedenfalls feucht und kalt iſt, wenngleich Vorrichtungen ge⸗ 
troffen ſind, um die Näſſe möglichſt abzuleiten. 

— In einer berüchtigten Diebesſpelunke in der Frauenſtraße 
fand man dieſer Tage u. A. auch die Reſte eines vor etwa 14 
Tagen vom Jakobikirchhofe geſtohlenen Dienſtmannswagens. Der 
Wagen war zu Brennholz zerſchlagen und die an demſelben befind- 
lichen Eifentheile hatten wahrſcheinlich ſchon ihren Weg zu einem 
unſerer Händler „mit rohen Produkten“ gefunden. 

— Als induſtrieller Menſch hat ih der 16jährige Eigarren- 
macherlehrling N. erwieſen. Derſelbe borgte ſich am 20. d. Mte. 
von einem ihm befreundeten Tiſchlerlehrling ein Paar Schlittſchuhe 
und verkaufte dieſelben demnächſt ſofort an einen Fleiſcherlehrling, 
welcher fle in feiner Schlafkammer aufbewahrte. Am nächſten 
Sonntage begab ſich N. nun nach jener Kammer, erbrach dieſelbe 
gewaltſam und entwendete ſodann die Schlittſchube aus derſelben, 
um ſie dem rechtlichen Eigenthümer wieder zurück zu geben. Sein 
ganzer Vortheil bel dem Geſchäft beſtand in 21, Sgr., für den 
er ſich aber vorausſichtlich der unangenehmen Strafe der Unter- 
ſchlagung und des ſchweren Diebſtahls ausgeſetzt hat. 

— Freitag Abend wird zum Benefiz des Herrn Kapellmeiſters 
Preumeper, der ſich durch die exakte Leitung der Kapelle rühm⸗ 
lich hervorgethan hat, „der Maskenball“ von Aubere gegeben und 
erlauben wir uns die geehrten Leſer darauf aufmerkſam zu machen. 

— Wir Haben heute wiederum elne ganze Reihe von Dieb⸗ 
ſtählen zu melden. Am 28. d. M. Abends ſchlich ſich ein nicht 
näher ermittelter Dieb mittelſt vorſichtigen Zurückbiegens der an 
der Ladenthüre befindlichen Klingel in den Wallſtraße 28 beirge- 
nen Laden des Fleiſchers Kuhnert und entwendete dort 1 Sped- 
ſeite ſowle 1 Stück Schwelneflelſch, welche Gegenflände in un⸗ 
mittelbarer Nähe der Ladenthüre hingen. — Am 26. wurde dem 
auf der Laſtadte wohnhaften Schankwirlh Marzahl aus der unver- 
ſchloſſenen Küche eine kupferne Kaflerole und verſchiedene Töpfe 
geſtohlen. Einige der letzteren find bei der wegen Diebſtahls viel- 
fach beſtraften ſep. Privatſchreibet Kr. gefunden; dieſelbe leugnet 
indeſſen hartnäckig, den Diebſtahl verübt zu haben. — Die unver⸗ 
ehelichte Eliſe K. hat nach ihrem Geſtändniß dem Arbeiter Blödorn, 


bei dem fie einige Zeit in Schlaſſtelle lag, verſchledene Gegenſtände 


entwendet. — Ebenſo iſt der Schiffsarbeiter Gr. zu Kupfermühle, 


Bredower Antheil geſtändig, dem Wraker Stork von feiner am Dunzig 
belegenen Wieſe eine Quantität Heu geſtohlen zu haben. — Der 
bei dem Kfm. Lehmann in der Mittwochſtr. dienenden unverehe⸗ 
lichten Behuke wurden vorgeſtern Abend aus der unverſchloſſenen 
Küche verſchledene Kleidungsſtücke und dem in der Speicherftr. wohnhaf⸗ 
ten Schuhmachermeiſter Klotz in den letzten Tagen bei Gelegen- 
heit eines Umzuges ein großer kupferner Keſſel geſtohlen. — Aus 
dem Werkſtattsgebäude der Maſchinenbau-Anſtalt „Vulkan“ zu 
Bredow ſind innerhalb der letzten Wochen verſchledene Metall- 
gegenflände von zuſammen über 1 Ctr. Gewicht von bisher nicht 
ermittelten Dieben entwendet. 

Anklam, 29. Januar. Am 21. September v. J. traf 
Kapt. L. Nicolai, Führer der hieſigen Brigg „Richard“ die engliſche 
Bark „Dbeoke“ aus Neweaſtle in der Nordſee im ſinkenden Zu⸗ 
Rande an, rettete die Mannſchaft und landete dieſelbe wo hlbehal⸗ 
ten in Antwerpen. Von der Königlich großbritanniſchen Regie- 
rung if nun dem Kapt. Nicolat zum Dank für Rettung und Ver⸗ 
pflegung der Beſatzung dieſes Schiffs ein Fernrohr verliehen und 
ihm daſſelbe durch Vermittelung des Königlichen Minifteriums für 
Handel ꝛc. vermittelt worden. In einer abſchriftlich mitgetheilten 
Note vom 11. d. Mts. ſpricht der Königlich großbritanniſche Bot⸗ 
ſchafter in Berlin dem Kapitän Nicolai. den Dank feiner Regie- 
rung für die menſchenfreundliche und aufmerkſame Behandlung der 
geretteten Leute aus. 


Ver miſchtes. 

Berlin. Am Montag früh wurde ein von auswärts her⸗ 
eingekommener Bäckerwagen ſammt Pferd und Waare von der 
Straße geſtohlen. Erſt am Abend wurden Pferd und Wagen, 
ſämmtlicher Backwaaren entledigt, in einem entlegenen Stadtthell 
angetroffen. 


Neueſte Nachrichten. 
Peſth, 30. Januar. 
undſechziger Kommiſſion wurden 17 weitere Paragraphen des Ela- 
borats der fünfzehner Subkommiſſion mit einigen von Deak unter- 
ſtützten Amendements mehrerer Deputirten angenommen. Das von 
dem Deputirten Hollan geſtellte Amendement lautet: Alles, was auf 
einheitliche Leitung, die Führung und die Organiſatlon des Ge⸗ 
ſammtheeres Bezug hat, wird als der Verfügung des Kalſers an⸗ 
gehörend anerkannt. 5 
lorenz, 30. Januar. Bei einer Interpellation von Bixin, 
betreffend die Fregatte Formidable, auf welche cin öſterreichiſches 
Fort geſchoſſen hat, tadelte er den Fregatten-Kapltän. Der Mas 
rine-Miniſter ſagte, Oeſterreich habe geantwortet, das Fort habe 
aus Irrthum gefeuert; die Verhandlungen mit Oeſterreich dauerten 
fort. Die Interpellation wird nicht welter verfolgt. 
Konſtautinopel, 30. Januar. Von den 82 ehemaligen 
Garibaldianiſchen Offizieren, welche in die Reihen der Injurref- 
tions-Armee getreten waren, find nur noch 13 übrig; dieſelben 
haben die Kapitulation angenommen. Die neuerdings in Kandia 
ausgeſchifften Freiwilligen find mit einem Verluſt von 60 Todten 
zerſprengt worden. — Die Ernennung eines christlichen Fürſten 
zum Gouverneur von Kandia gilt als bevorſtehend. — In Al ba- 
nien iſt die Ruhe vorläufig wleder hergeſtellt. 


Juſſuf Karam, welcher Syrien verlaſſen hat, iſt nach Algerien 
übergeſiedelt und ſoll eine franzöſiſche Penſion erhalten. — Di 
Nobelgarde des Sultans iſt aufgelöft worden. 7 


Telegr. Depeſche der Stettiner Zeitung. 

Paris, 31. Januar. Die „France“ meldet: Die Regierung 
ift entſchloſſen, die Rednertribüne im Sitzungsſaale des geſetzge⸗ 
benden Körpers wieder aufzuſtellen; die Arbeit iſt heute Morgen 
begonnen. „France“ und „Etendard“ enthalten die Mittheilung: 
Die Räthe des Kaiſers ſind einſtimmig dafür, das Schreiben des 
Kaiſers im liberalen Sinne anzuwenden. Die vorgängige Geneh- 
migung zur Herausgabe von Zeitungen ſoll fortfallen. Das Ver- 
einsrecht ſoll für alle ökonomiſchen, geiſtigen und moraliſchen In- 
tereſſen permanent ſein. Wahlverſammlungen ſollen zwanzig Tage 
vor dem Wahltage geſtattet fein. 


me 
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PR 2 bebaut Pe der Börfe, 

etzem gut behauptet, loco pr. 85pfd. gelber und poln. 80—85 
, feiner do. 86—87 , geringer do. 9700 . bey“ 83—85pfd. 
gelber Frſibjahr 84, 84%, 4 bez., 84½ Br. u. Gd., Mai⸗Juni 85 . 
Br., Juni⸗Juli 85¼ % Br. 

Roggen Januar anfangs gefragt, ſchließt niedriger, ſonſt unverändert, 
pr. 2000 Pfd. loco 57 ½ bez., Januar 57 bez., 56 ½ Br., Bebr 
5%, ½% 3 bez. u. Gd., Frübjahr 54 % bez. u. Gd., Mai⸗Juni 54% 
RB. — nei 2 e = Br. u. 75 ah 

erſte flau, loco pr. 70pfd. 48, 49 bez., 69 —70pfdb. Frühjahr 
ſchlel 4% ne p J bez Opfd. Frühj 
Hafer loco pr. 50pfd. 29—30 % bez., 47—50pft. Frühjahr 31 ¼ 


bez. 

Erbſen loco Futter- 51—55 bez, Koch» 57-60 bez. . 
utter- 57 ½ n Br. Se 
iden loco-DlI—b3 9% bez. 

al 73—75 34. ber. 

Rüubdl ſtill, loco 5 & bez., 111 Br., Februar 119, 

Br., April 1124 2% Gb. e * 

Spiritus wenig verändert, loco ohne Faß 16¼, ½ bez., mit 
Faß 16 ½ % bez., Januar 16% 3% nom, Frühjahr 107. 4 Br., 
167 Gd., Mai⸗Juni 17½ 3. Br. 

Hamburg, 30. Januar. Getreidemarkt. Weizen loco ruhig, ab 
Auswärts matt, auf Termine behauptet. Pr. Januar » Februar 5400 Pfd. 
netto 152 Baukothaler Br., 150 Gd., pr. Frühjahr 145 Br., 144 Gd. 
Roggen loco flau, ab Auswärts etwas fefter, auf Termine behauptet. Pr. 
Januar⸗Februar 5000 Pfd. Brutto 92 Br., 90 Gd., pr. Frühjahr 88 Br., 
87 Gd. Oel unverändert, loco 25%, pr. Mai 257, pr. Oktober 26% 
bis 26. Kaffee und Zink ohne Umſatz. 

Amſterdam, 30. Januar. Getreidemarkt. (Schlußbericht.) Weizen 
und Roggen behauptet, nur Nogaen auf Termine 2 fl. niedriger. Rapps 
er 2 505 —, per Oktober 70. Rüböl per Mai 38, pr. Oktober ⸗Dezem⸗ 
er 39%. 


jahr 


In der heutigen Sitzung der ſleben⸗ 


